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Europa-Union 
steht zum Euro

Ein klares Bekenntnis zur europäischen 
Gemeinschaftswährung und zur euro-

päischen Integration legte der Bundesaus-
schuss im September in Berlin ab.

 Deutliche Worte fand EUD-Präsident Pe-
ter Altmaier. Heftige Kritik übte er am un-
gezügelten Zuwachs der Staatsschulden in 
den westlichen Industriegesellschaften in 
den letzten Jahrzehnten. Sowohl mit den 
Rating-Agenturen als auch mit den Euro-
Kritikern ging Altmaier hart ins Gericht. Der 
Euro habe in den letzten zehn Jahren größe-
re Stabilität erreicht als früher die DM und 
gegenüber Dollar, Pfund und Co. an Wert 
gewonnen. „Es waren zehn gute Jahre, die 
der Euro für Deutschland und Europa be-
deutet hat“, so sein Fazit.

 Um zukünftig Krisen vorzubeugen, müss-
ten die Maastrichter Kriterien und der Sta-
bilitätspakt endlich eingehalten werden. 
Eine nachhaltige Finanz- und Haushaltspo-
litik sei der richtige Weg. Auf europäischer 
Ebene müsste die Wirtschaftspolitik der 
EU-Mitgliedstaaten besser aufeinander ab-
gestimmt werden. Kein Land dürfe aus der 
Eurozone ausgeschlossen werden. Altmaier 
zeigte sich überzeugt, dass Europa gestärkt 
aus der Krise hervorgehen werde. 

 Für „mehr“ statt „weniger“ Europa  
p läd ier ten 
auch Ulrike 
Guérot vom 
E u r o p e a n 
Council on Foreign Affairs und Daniela 
Schwarzer von der Stiftung Wissenschaft 
und Politik, die mit ihrer Expertenmeinung 
der Diskussion wichtige Akzente verliehen. 
„Den Wert Europas kann man nicht mit 
dem Rechenschieber bemessen“, brachte 
es Ulrike Guérot auf den Punkt. Die EU 
habe den Europäern zwar jahrzehntelang 
Frieden und Wohlstand gesichert, pflich-
tete ihr Daniela Schwarzer bei, zurzeit 
bestehe allerdings die Gefahr der Desinte-

gration. Argumente wie Frieden und Stabi-
lität allein tragen nicht mehr. Einig waren 
sich die beiden Wissenschaftlerinnen da- 
rin, dass die Bürger besser in die Entschei-
dungsprozesse auf EU-Ebene eingebunden 
werden müssten.

 Schwarzer hielt fest, dass sich durch die 
Krise viel getan habe und die Euro-Zone 
neu aufgestellt wurde. So wurde beispiels-
weise die europäische Finanzmarktauf-

sicht etab-
liert und die 
Reform des 
Stabil ität s- 

und Wachstumspakt in Angriff genom-
men. Das Europäische Parlament habe da-
bei wichtige Akzente setzen können und 
seine Rolle gestärkt. Allerdings sei die Zeit 
gekommen, wo europapolitische Grund-
satzfragen neu gestellt werden müssten. 
Wie kann finanzielle Solidarität in Europa 
garantiert werden?  Reicht das bestehen-
de europäische Vertragswerk dafür aus, 
oder müssen wir über eine Neuregelung 
nachdenken? 

europa-union deutschland Aktuelles aus P olitik und Verbandsleben 

 Ebenso wie Präsident Altmaier zeigten 
sich Schwarzer und Guérot skeptisch hin-
sichtlich einer Insolvenz Griechenlands. 
Eine geordnete Insolvenz Athens sei der-
zeit nicht absehbar, erklärte Schwarzer. Die 
Konsequenzen wären unkalkulierbar. „Wenn 
wir die Griechen nicht retten, müssen wir 
morgen unsere Banken retten“, verteidig-
te Guérot den Ankauf von griechischen 
Staatsanleihen durch die EZB.  

Aus dem
Inhalt

Sommer 2011: Die Jugend demonstriert an deutsch-dänischer Grenze für die Reisefreiheit in Europa.
Herbst 2011: Die neue dänische Regierung erklärt das Aus für die umstrittenen Grenzkontrollen zu 
Deutschland und Schweden (s. Seite 3).     Bild: JEBB
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Der ehemalige Kommissionspräsident 
Jaques Delors sagte einmal, es sei Auf-

gabe der EU, den Frieden zu wahren und die 
Zukunft zu sichern.
 Um nichts Geringeres ging es bei der Än-
derung des Artikels 136 des EU-Vertrages 
(EUV). So klein die Vertragsänderung von 
außen betrachtet erscheinen mag, so wich-
tig und bedeutsam ist sie für die Zukunft 
Europas. Sie legt die rechtliche Grundlage 
zur Einrichtung des neuen Euro-Stabilitäts-
mechanismus (ESM), der ab 2013 die bishe-
rigen Euro-Rettungsschirme EFSF und EFSM 
ersetzt. Hiermit wird ein Instrument geschaf-
fen, um erstens auf Währungskrisen reagie-
ren zu können, damit zweitens die Stabilität 
des Euros zu garantieren und somit drittens 
Spekulationen an den Märkten vorzubeugen.

Ein VErhandlungsErfolg  
dEs EuropäischEn parlamEnts 

 Der ursprüngliche Beschluss des Europä-
ischen Rates hatte das Bild eines ESM ent-
worfen, der außerhalb der Zuständigkeiten der 
EU-Institutionen, gewissermaßen abgekoppelt 
funktionieren sollte. Dies hätte eine Gefahr für 
die Integrität des vertragsgestützten Systems 
dargestellt und die Zuständigkeiten der Ge-
meinschaftsinstitutionen für die Wirtschafts- 
und Währungsunion (Art. 3 Abs. 4 EUV) sowie 
die Währungspolitik für die Mitgliedstaaten, de-
ren Währung der Euro ist (Art. 3 Abs. 1 c AEUV), 
außer Acht gelassen. Als Berichterstatter für 
den Konstitutionellen Ausschuss des Europäi-
schen Parlaments haben Roberto Gualtieri und 
ich uns dafür eingesetzt, dass Kommission und 
Parlament in die Schaffung und die künftigen 
Mechanismen des ESM einbezogen werden. Zu 
diesem Zweck haben wir u. a. mit dem Kom-
missionspräsidenten, dem Präsidenten des Eu-
ropäischen Rates, dem Chef der Europäischen 
Zentralbank sowie dem Chef der Euro-Gruppe 
und dem EU-Währungskommissar sowie de-
ren Mitarbeitern mehrwöchige Verhandlungen 
geführt. Auch gab es Gespräche mit anderen 
Regierungschefs und Finanzministern.
 Mit Erfolg! Kurz vor der Einigung der Rats- 
und Regierungschefs haben der Vorsitzende 
des Europäischen Rates, Herman van Rompuy, 
sowie der Präsident der Eurogruppe, Jean-
Claude Juncker, gemeinsam mit EU-Wäh-

rungskommissar Olli Rehn in zwei inhaltlich 
gleichlautenden Briefen zugesichert, dass der 
EU-Kommission eine zentrale Rolle beim Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus zukommen 
und auch das Europäische Parlament einbe-
zogen werde. So werde die EU-Kommission 
einen Verordnungsentwurf erarbeiten, wie die 
Bedingungen für die Nutzung des ESM und 
dessen Überwachung auszusehen haben und 
wie dieser in das bisherige System der Haus-
haltsüberwachung der EU-Staaten durch die 
EU-Institutionen eingebunden werden kann. 
In ihren Briefen sichern sie zudem zu, dass un-
ter anderem die EU-Kommission feststellt, ob 
finanzielle Schwierigkeiten eines Eurolandes 
die Eurozone als Ganzes bedrohen, die EU-
Kommission ferner den genauen Finanzbedarf 
feststellt und auf Basis eines Ratsmandates 
die Bedingungen eines wirtschaftlichen Re-
formprogramms für den betreffenden Staat 
verhandelt. Es wird auch Aufgabe der Kommis-
sion sein, die Einhaltung dieses Programms zu 
überwachen und gemeinsam mit dem Rat dem 
Europäischen Parlament Bericht zu erstatten.
 Dies ist deswegen ein großer Erfolg, da mit 
dem ESM keine neuen Strukturen an den beste-
henden Gemeinschaftsstrukturen vorbei ge-
schaffen werden, sondern er in den bestehen-
den institutionellen Rahmen der EU integriert 
wird. Die europäische Integration wird somit 
vorangetrieben in Richtung einer „economic 
governance“, der ESM wird nicht abgekoppelt 
sein, sondern integrativ wirken können.

Forum

Auf Krisen reagieren und Stabilität garantieren
Bedeutsame Vertragsänderung für die Zukunft des Euro und der EU

WiE gEht Es WEitEr?

 Zurzeit wird von den Mitgliedstaaten ein 
Entwurf für einen völkerrechtlichen Vertrag 
ausgearbeitet. Das Europäische Parlament 
wird darauf achten, dass neben der Berück-
sichtigung der Gemeinschaftsinstitutionen 
u. a. folgende Kriterien für den Einsatz des ESM 
einbezogen werden: Der ESM sollte nur dann 
zum Einsatz kommen, wenn die Eurozone als 
Ganzes gefährdet ist, er soll also nur als letz-
tens Mittel benutzt werden. Zweitens muss das 
Empfängerland ein wirtschafts- und finanzpo-
litisches Programm vorlegen, was überzeugt. 
Wie sagte Bundeskanzlerin Merkel? „Der Euro 
ist der Garant für Frieden und Freiheit.“ Mit der 
Vertragsänderung des Art.136 und dem ESM 
wird somit ein wichtiger Beitrag nicht nur zum 
Erhalt des Euro, sondern für die EU als Ganzes 
geleistet. Zusammen mit der Verschärfung des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes, dem euro-
päischen Semester und den Verpflichtungen zu 
mehr Wettbewerbsfähigkeit hat die EU den Euro 
und den Binnenmarkt wetterfest gemacht. Eine 
tiefer gehende Vertragsänderung war wegen 
der zeitlichen Dringlichkeit und den politischen 
Bedingungen (Vermeidung von Referenden vor 
allem in Großbritannien etc.) nicht möglich. Un-
ter den obwaltenden Umständen wurde also 
ein großer Erfolg erreicht.

Elmar Brok MdEP
Ehrenpräsident der Europa-Union Deutschland

(v. l. n. r.) Roberto Gualtieri MdEP, Elmar Brok MdEP, Kommissionspräsident José Manuel Barroso
Bild: EP-Büro Brok
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Gute Nachrichten für alle Europäer aus 
Dänemark: Die neue Regierungschefin 

Helle Thorning-Schmidt möchte die um-
strittenen Grenzkontrollen zu Deutschland 
und Schweden wieder abschaffen.
 Als eine der ersten politischen Maßnah-
men ihres Mitte-Links-Kabinetts kündigte 
die dänische Ministerpräsidentin an, die von 
der Vorgängerregierung beschlossene Wie-
dereinführung von Grenzkontrollen fallen 
zu lassen. Ihre Regierung fühle sich ihren 
EU-Nachbarn verpflichtet.

Europa-Union und JEF haben deshalb allen 
Grund zur Freude: Es ist „eine Entschei-
dung für die Freiheit der Bürgerinnen und 
Bürger in Europa”, wie Bundesaußenminis-
ter Guido Westerwelle kommentierte. Aber 
nicht nur das: Es ist auch ein greifbarer 
Erfolg der sommerlichen Protestaktionen 
unserer Verbände:
 Unter dem Motto „Zukunft ohne Gren-
zen“ hatte der Jugendverband der Europa-
Union gemeinsam mit weiteren politischen 
Jugendorganisationen im Sommer gegen 
das populistische Vorgehen der damaligen 
dänischen Regierung demonstriert. Meh-
rere hundert junge Menschen setzten in 
Krusau, Schengen und Kehl ein Zeichen für 
Reisefreiheit in Europa und machten sich 
für das Schengener Abkommen stark. Vie-
le Landes- und Kreisverbände von Europa-

Union und JEF reihten sich mit Aktivitäten 
in ihren Heimatregionen in die Protestak-
tion ein (s. a. Seite 16).
 Die Bilder weckten Erinnerungen: Haben 
doch so manche „Urgesteine“ in der Euro-
pa-Union in den 50er Jahren selbst an den 
Schlagbäumen gerüttelt und für den Abbau 
von Grenzkontrollen demonstriert. Heute 
sehen wir die Zukunft unserer Freizügigkeit 
und des freien Europa durch den Rückfall in 
nationalstaatliche Reflexe der Vergangen-
heit bedroht.

 Im Verbund mit allen Mitgliedsorganisati-
onen des Netzwerks Europäische Bewegung 
haben sich deshalb unsere Verbände in einer 
gemeinsamen Erklärung gegen jede Aufwei-
chung des Schengen-Vertrages verwahrt. 
Denn es geht um nicht weniger als einen zen-
tralen Erfolg der europäischen Einigung: Von 
der Freiheit der Reise im Schengen-Raum 
profitieren seit 15 Jahren mehr als 400 Milli-
onen Menschen, für den freien Handel im eu-
ropäischen Binnenmarkt sind offene Grenzen 
von immenser Bedeutung. 
 Auch in Zukunft werden Europa-Union und 
JEF entschieden allen rechtspopulistischen 
Strömungen und Abgrenzungsversuchen ent-
gegentreten, die die Errungenschaften der eu-
ropäischen Integration gefährden. Damals wie 
heute gilt: Sich regen lohnt sich. Die aktuelle 
Entwicklung in Dänemark macht Mut.         

Zukunft ohne Grenzen!
Protestaktionen haben sich gelohnt

Die Junge Europäische Bewegung Berlin-Brandenburg mit einer klaren Aussage  Bild: JEBB

Noch kein Mitglied bei der Europa-
Union Deutschland?
Dann werden Sie es jetzt! 

Als Mitglied erhalten Sie Einladungen 
zu Veranstaltungen, Informationsma-
terialien und unsere Mitgliedszeitung 
„Europa aktiv“. Knüpfen Sie bundes- 
und europaweite Kontakte zu ande-
ren engagierten Bürgern in unserem 
europaweiten Netzwerk. Gestalten Sie 
Europa durch Ihre Mitarbeit vor Ort 
und bestimmen Sie den europäischen 
Kurs mit! 

Ja, ich möchte Mitglied der EUROPA-UNION 
Deutschland werden.

    
Name, Vorname
    
Straße
    
PLZ, Wohnort
    
Beruf
    
Telefon
    
Fax
    
E-Mail
    
Geburtsdatum
    
Werber
    
Der Mitgliedsbeitrag wird gemäß der gel-
tenden Beitragsordnung der Landesverbände 
erhoben und beträgt mindestens 3,60 €  
monatlich (ermäßigt 1,80 €). Darin einge-
schlossen ist der Bezug der Mitgliederinfor-
mation „Europa aktiv“.    

Zudem erwerbe ich (ohne Mehrkosten) die 
Mitgliedschaft bei den Jungen Europäischen 
Föderalisten (JEF) bis zum 35. Lebensjahr. 

Ich ermächtige die Europa-Union, den Mit-
gliedsbeitrag per Lastschrift einzuziehen.

Konto-Nr.:    

Geldinstitut:    

BLZ:     

Diese Erklärung gilt bis zu meinem schrift-
lichen Widerruf.

 Ich möchte die Mitgliederzeitung „Europa  
aktiv“ nicht per Post, sondern ausschließlich als 
Online-Ausgabe (PDF-Format) an o. g. E-Mail-
Adresse gesendet bekommen.

    
Ort, Datum        Unterschrift

Bitte senden an: 

EUROPA-UNION Deutschland  
Sophienstraße 28/29, 10178 Berlin
Fax: (0 30) 3 03 62 01 39
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Kroatien hat die EU-Beitrittsverhand-
lungen erfolgreich abgeschlossen, die 

Aufnahme in die Europäische Union ist für 
den 1. Juli 2013 geplant. Auf ihrem jüngs-
ten Staatsbesuch in Zagreb sagte Bun-
deskanzlerin Merkel, dass sie sich auf den 
Beitritt Kroatiens freue und zeigte sich 
fest davon überzeugt, dass dadurch eine 
Signalwirkung für die anderen Balkan-
staaten ausgehe. Kann Kroatien tatsäch-
lich Impulse für die Balkanregion geben? 
Welchen Nutzen zieht das Land aus einem 
EU-Beitritt und was bedeutet die Mitglied-
schaft für die Reformbemühungen Kroati-
ens? Diese und weitere Fragen standen im 
Fokus einer Podiumsdiskussion mit dem 
kroatischen Botschafter, Abgeordneten 
des Bundestags sowie Vertretern der Eu-
ropäischen Kommission und der Wissen-
schaft in Berlin.

KEin spaziErgang

 „Der Weg Kroatiens in die EU war kein 
Spaziergang“, machte Botschafter Dr. Miro 
Kovač in seiner Eröffnungsrede deutlich, 
in der er den Weg von der ehemaligen 
jugoslawischen Teilrepublik zur souverä-
nen Republik Kroatien skizzierte. Seit den 
1980er Jahren sei der Wunsch nach einer 

„Rückkehr nach Europa“ für die Kroaten 
spürbar gewesen. Die Integration Kro-
atiens in die Europäische Gemeinschaft 
stand seit Anfang der 1990er auf der po-
litischen Agenda, im Februar 2003 wurde 
der Antrag auf EU-Mitgliedschaft gestellt. 
Kovač  machte darauf aufmerksam, dass 
die Verhandlungen mit Kroatien komple-
xer waren als in früheren Beitrittsrunden. 
Von der EU-Mitgliedschaft verspricht er 
sich „Sicherheit, Stabilität und mögliche 
Prosperität“ für das Land, „wenn wir am 
Reformprogramm festhalten“. 

 Der Kroatien-Experte der Europäischen 
Kommission, Dirk Lange, forderte weitere 
Bemühungen auf dem Weg in die EU: „Es 
ist noch nicht alles getan. Es muss weiter 
gearbeitet werden.“ Insbesondere Fragen 
der Rechtsstaatlichkeit und des Wettbe-
werbs würden von der Kommission kri-
tisch überprüft. Auch in der Verwaltung 
bestehe noch großer Reformbedarf. Ziel 
der Kommission sei es, Schwachstellen 
aufzudecken und Ratschläge für Verbes-
serungen zu geben. Am 12. Oktober dieses 
Jahres wird die Kommission den jährlichen 
Fortschrittsbericht veröffentlichen, im 
Frühjahr 2012 soll der erste Monitoring-
Bericht vorgelegt werden.

Kroatien auf dem Weg in die EU
Diskussion mit Botschafter Kovač in Berlin

signalWirKung für diE rEgion

 Der Beitritt Kroatiens zur EU werde eine 
Signalwirkung für die Balkanregion haben, 
zeigte sich Katrin Böttger vom Institut für 
Europäische Politik überzeugt. Vorherr-
schend sei dort eine positive Sicht auf die 
EU-Mitgliedschaft des Landes. Auch im 
Deutschen Bundestag sei die Zustimmung 
für einen Beitritt fraktionsübergreifend 
hoch, versicherte Horst Meierhofer, Vor-
sitzender der Deutsch-Kroatischen Par-
lamentariergruppe. „Kroatien muss Für-
sprecher für die Nachbarländer werden“, 
ergänzte Lange.

 Botschafter Kovač zeigte sich zuver-
sichtlich, dass durch die EU-Mitgliedschaft 
seines Landes das Investitionsklima ver-
bessert und die Wirtschaftsbeziehungen 
zu Deutschland weiter zunehmen werden. 
Bereits heute sei Deutschland nach Italien 
der zweitgrößte Handelspartner Kroatiens. 

 Moderiert wurde die gut besuchte Veran-
staltung von Dr. Marzenna Guz-Vetter von 
der Vertretung der Europäischen Kommis-
sion. Es war die zweite Veranstaltung in der 
Reihe der EU-Erweiterungsgespräche, die 
die EUD in diesem Jahr initiiert hat.          

Expertenrunde mit Botschafter Dr. Miro Kovač (2. v. r.)         Bild: EUD

Freiwillig  
  Etwas 
bewegen!

Europäisches Jahr der  

 Freiwilligentätigkeit
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Kaleidoskop
Europäische Bürgerinitiative: 

Ministerium reagiert auf Kritik
Für die Europäische Bürgerinitiative, mit der erst-

mals direkte Demokratie auf EU-Ebene möglich wird, 
sieht der Entwurf für das deutsche Umsetzungsgesetz nun 

vor, dass die Zertifizierung eines Online-Sammelsystems für die An-
tragsteller kostenfrei sein soll. Damit reagierte das Bundesinnen-

ministerium auf die Kritik der Europa-Union und weiterer 
Organisationen der Zivilgesellschaft, die sich gegen 

die Abwälzung von Kosten auf die Initiatoren 
gestemmt hatten.

Neuregelung für Ehrungen 
der Europa-Union 

Das Präsidium hat eine neue Verleihungsord-
nung für Ehrungen und Auszeichnungen von Verdiens-

ten um die Europa-Union Deutschland und die europäische 
Einigung verabschiedet. Mehrere Verleihungsstufen sind vorgesehen: 

die Ehrenurkunde, die Ehrennadeln der Europa-Union in Silber 
und in Gold, die Europa-Union-Medaille, die Europa-

Union-Medaille in Gold und die Europa-Union-
Medaille in Gold mit Stern. 

Europa-Professionelle 
vernetzen sich unter dem  

Dach der EUD
Jetzt auch in Baden-Württemberg und Nordrhein-

Westfalen: Die Europa-Expertengruppen wurden in Stuttgart 
und Düsseldorf aus der Taufe gehoben. Auf Bundesebene vernetzt 

Europa-Professionell bereits seit 2009 rund 250 EUD-Mit-
glieder, die sich beruflich mit europäischen Themen 

befassen. Auch in Hamburg gibt es seit diesem 
Jahr eine Europa-Professionell Gruppe.

EUD-Bundeskongress  
am 26. und 27. November in Berlin

„Mit mehr Europa aus der Krise“ – bereits im Motto des Kon-
gresses steckt die klare Botschaft: Die europäischen Integration ist 

für uns die Lösung, nicht das Problem. Gerade in Zeiten der Krise wird die 
Europa-Union am Ziel eines geeinten und demokratischen Europas festhalten. 

Was wir darunter verstehen und was wir als Verband hierfür am besten tun können, 
werden wir auf dem Kongress in Berlin diskutieren. Im Fokus stehen die Debatte über ein 

neues Grundsatzprogramm für die Europäische Idee im 21. Jahrhundert, die Wah-
len zum Präsidium und die Verleihung der Europa-Preise der Hauptstadt-

gruppe Europa-Professionell. Anmeldungen unter http://www.
europa-union.de/ueber-uns/gremien/bundeskongress/57-

kongress/ oder Tel. (0 30) 3 03 62 01 30.

EUD-Parlamentariergruppen  
jetzt auch im Hessischen und  
Niedersächsischen Landtag 

21 Abgeordnete aus allen Fraktionen des Niedersächsischen 
Landtags haben eine Europa-Union Parlamentariergruppe in Han-

nover gegründet. Der ebenfalls neu ins Leben gerufenen Parlamentarier-
gruppe in Hessen gehören 25 Mitglieder aus drei Fraktionen an. Im Bayerischen 

Landtag sind es derzeit 47, in Baden-Württemberg 60 Abgeordnete, die 
sich zu einer überparteilichen EUD-Gruppe zusammengefunden 

haben. Die Parlamentariergruppe im Deutschen Bun-
destag umfasst 171 Mitglieder, im Europäischen  

Parlament 71.

Medienseminare für  
ehrenamtliche Multiplikatoren

Auf Seminaren in St. Martin am 28./29.10.11 und 
Geilenkirchen am 18./19.11.11 werden ehrenamtlich En-

gagierten anhand von europäischen Beispielen Grundlagen der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit durch Medienexperten vermittelt. Die 

Teilnehmer sollen das nötige Handwerkszeug erhalten, um ihre Arbeit und 
Veranstaltungen künftig erfolgreicher zu bewerben und eine größere 

Resonanz in der Presse zu erzielen. Die Medienseminare finden 
in Zusammenarbeit mit dem Europa-Nachrichtenportal 

EurActiv.de statt. Weitere Informationen über 
die Bundesgeschäftsstelle.

Hamburger Aufruf 
von Bundesausschuss begrüßt

Der Bundesausschuss hat den Aufruf der 
Europa-Union Hamburg „Europa steht am Schei-

deweg – die Chancen der Krise nutzen!“ einstimmig be-
grüßt. Darin heißt es: „Um die europäische Krise zu lö-

sen, müssen wir nationale Kompetenzen an die 
EU abgeben, um besser und intensiver 

zusammenarbeiten zu können.“

Kampagne für eine  
Parlamentarische Versammlung 

bei der UNO unterstützt
Das Präsidium der Europa-Union Deutschland  

unterstützt die Kampagne für ein Parlament bei den Ver-
einten Nationen und hat den Aufruf zur Einrich-

tung einer Parlamentarischen Versamm-
lung bei den UN mitunterzeichnet.

Freiwillig  

  Etwas 

bewegen!

Europäisches Jahr der  

 Freiwilligentätigkeit
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„Das Leben hat 
Regie geführt“
Ungarische Ratspräsidentschaft 
in der Diskussion

 Ungarn hat seine EU-Ratspräsidentschaft 
im ersten Halbjahr 2011 trotz schwieriger Her-
ausforderungen gemeistert. Davon zeigte sich 
der ungarische Botschafter Dr. Jószef Czukor 
überzeugt. Während eines Diskussionsabends, 
den der EUD-Landesverband Berlin gemein-
sam mit der ungarischen Botschaft organi-
sierte, stellte sich Czukor auch kritischen Fra-
gen. Durch den Abend moderierte Landesvor-
sitzende Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann. 

 „Das Leben hat Regie geführt“, zog Czukor 
Bilanz. Die Eurokrise, revolutionäre Umbrü-
che in Nordafrika oder die Atomkatastrophe 
in Japan – Ungarn wurde allein in den ersten 
drei Monaten seiner Ratspräsidentschaft 
mit schwerwiegenden, ja dramatischen Ent-

Berlin wicklungen konfrontiert. Dadurch sei das 
Motto der ungarischen Ratspräsidentschaft 

– „Ein starkes Europa mit menschlichem 
Antlitz“ – in den Hintergrund gerückt. 

 Jedoch habe sein Land die selbstgesteck-
ten Ziele zum großen Teil erreicht. Botschaf-
ter Czukor lieferte viele Argumente: Der Eu-
ropäischen Rat habe wichtige Entscheidun-
gen getroffen, die den Euro stabilisierten. 
Bei der Reform der Agrarpolitik einigten sich 
die Mitgliedstaaten in den wichtigen Punk-
ten. Bei der Einführung der Bürgerinitiative 
sei die letzte Hürde geschafft, und auch 
die Donau-Strategie, eine der Prioritäten 
der ungarischen Ratspräsidentschaft, stehe 
kurz vor der Verabschiedung.

 Sichtlich lag Dr. Jószef Czukor die Roma-
Rahmenstrategie am Herzen. Es sei drin-
gend erforderlich, die Lebensbedingungen 
für die mehr als 10 Millionen Roma in der 
EU zu verbessern. Dabei handele es sich vor 
allem um ein Armutsproblem, betonte der 
Botschafter die Sichtweise seines Landes. 
Mit diesem Ansatz sei Ungarn bei seinen 
EU-Partnern auf Akzeptanz gestoßen.

 Verständnis zeigte Botschafter Czukor 
für Kritik an zum Teil umstrittenen poli-
tischen Entscheidungen der ungarischen 
Regierung. So könne er den Unmut über 
die Sondersteuer, die Ungarn im Zuge der 
Weltwirtschaftskrise einführte, nachvoll-
ziehen. Für die Konsolidierung des Haus-
haltes sei dieser zeitlich begrenzte Schritt 
jedoch nötig, betonte er. Weniger Schüt-
zenhilfe gab er bezüglich des umstrittenen 
ungarischen Mediengesetzes. Das Gesetz 
sei inzwischen modifiziert worden, sagte er 
und unterstrich: „Die Regierung hat aus der 
Diskussion gelernt.“

 Für die Zukunft bleibt auch nach der unga-
rischen Ratspräsidentschaft viel zu tun. Ge-
gen globale Herausforderungen wie die ge-
sellschaftlichen Umbrüche in Nordafrika sei 
Europa nicht ausreichend gewappnet, warnte 
der ungarische Botschafter. Er forderte: „Wir 
brauchen eine grundlegende Überprüfung 
des Nachbarschaftsverhältnisses.“

Claudia Schur

Verantwortlich: Alexander Kaas Elias

Botschafter Dr. Jószef Czukor und Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann Bild: Christian Beck /  EUD Berlin
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Ein starkes Europa 
braucht den Euro
Griechenland darf nicht raus

 Eineinhalb Stunden lang lauschten fast 
50 Besucherinnen und Besucher den Aus-
führungen des ehemaligen Bundesfinanz-
ministers und hessischen Ministerpräsiden-
ten Hans Eichel. Sie waren einer Einladung 
des Kreisverbandes Hochtaunus gefolgt. 
Der inzwischen auch in den Medien als 
Euro-Experte gefragte Nordhesse ging zu-
nächst auf die drei Stufen der krisenhaften 
Entwicklung in Europa ein – der Finanzkri-
se, der Weltwirtschaftskrise und der Staa-
tenschuldenkrise. Der letzteren widmete er 
den größten Teil des Vortrags. Eichel räumte 
ein, dass Griechenland mit seinen Statisti-
ken getrickst und nach dem Eintritt in den 
Euroraum Geld, das es als Euroland leichter 
bekam als vorher, mit „vollen Händen“ aus-
gegeben habe, ohne sich an die gemeinsa-
men Regeln im Euroraum zu halten. 

 Besonders interessiert war das Pu-
blikum an den Ausführungen Eichels zu 
der Frage, warum der Euro überleben und 
Griechenland, auch wenn es sich dabei 
um eine kleine Volkswirtschaft hande-
le, der Eurozone erhalten bleiben müsse. 
Als Schlüsselaspekt, der für die europä-
ischen Mitgliedstaaten von besonderer 
Bedeutung sei, betrachtet er die Verschie-
bung der Machtverhältnisse innerhalb 

der globalen Wirtschaft, die nicht mehr 
diesseits und jenseits des Nord-Atlantiks 
lägen, sondern vor allem im asiatisch-pa-

zifischen Raum, wo 
Schwellenländer wie 
China und Indien 
sich zu Wirtschafts-
riesen entwickelten. 

 Die ökonomische 
Entwicklung in 
Frieden und Freiheit 
und das Zusam-
menwachsen der 
europäischen Staa-
ten seien die Pfei-
ler zum Erhalt des 
europäischen Ge-
sellschaftsmodells, 
so Eichel. Der Euro 
habe dazu in er-

heblichem Maße beigetragen, u. a. weil 
er beim Handel über die Grenzen inner-
halb des europäischen Binnenmarktes 
hohe Kosten spare. Eine Zersplitterung 
der Währungslandschaft – wie etwa bei 
einem Austritts Griechenlands aus der 
Eurozone – werde große Unsicherheiten 
schaffen, auch weil es nicht nur Freunde, 
sondern Gegner unserer gemeinsamen 
Währung gäbe, die mit Spekulationen 

Bundesminister a. D. Hans Eichel Bild: EUD Hessen

Hessen

gegen den Euro versuchten, diese junge 
Währung kaputt zu machen.

 Jetzt allerdings müssten mehr Schrit-
te zur weiteren politischen Integration der 
Europäischen Union gemacht werden. Dazu 
gehörten eine gemeinsame europäische 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, bei der auch 
die Löhne mit einzubeziehen seien. Es gäbe 
nur diesen einen Schritt nach vorn, wenn 
Europa mit seinem einzigartigen Gesell-
schaftsmodell in der globalen Welt überle-
ben möchte, lautete das Fazit des ehema-
ligen Bundesfinanzministers. Die Zuhörer 
dankten dem Redner mit starkem Beifall 
dafür, dass er ihnen in einer verständlichen 
Sprache die komplexen Zusammenhänge 
der drei Krisen deutlich gemacht hatte.

Verantwortlich: Hildegard Klär

Im Hessischen Landtag konstituierte sich eine Par-
lamentariergruppe der Europa-Union. Im Vorstand 
wirken mit (v. r. n. l.): Dr. Michael Reuter (SPD) und 
Helmut von Zech (FDP) als stellv. Vorsitzende, Hilde-
gard Klär, geschäftsführende stellvertretende EUD-
Landesvorsitzende und ehemalige Landtagsabge-
ordnete, Landtagspräsident Norbert Kartmann als 
Vorsitzender der Parlamentariergruppe sowie Aloys 
Lenz (CDU) als weiterer stellv. Vorsitzender. Zahl-
reiche weitere Abgeordnete des Landtages wurden 
Mitglieder der Parlamentariergruppe.

Bild: Bruno Bengel



8

Aus den
Landesverbänden

Eurokrise als  
Chance für Europa
 Wissenschaftlich fundiert, allgemein 
verständlich und durchaus kritisch war die 
Analyse der Europakrise von Prof. Dr. Leon-
hard Firlus in der Villa Europa Saarbrücken. 
Der sehr gut besuchte Vortrag war eine der 
Veranstaltungen der EUD Saar im Rahmen 
der Europawoche. Beim Euro wurden von 
den Mitgliedstaaten über Jahre ökonomische 
Zusammenhänge ignoriert, so der Dekan der 
wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der 
HTW des Saarlandes. Die Maastricht-Konver-
genzkriterien seien nicht richtig ernst genom-
men worden. All dies habe zu der finanziellen 
Schieflage geführt. Die jetzt eingeleiteten 
Maßnahmen, wie der Aufkauf von Staats-
schulden durch die Europäische Zentralbank 
(EZB), dürften nur eine begrenzte Ausnahme 
sein. Bei der Entschuldung der notleidenden 
Staaten müsste es zu einer angemessenen 
Gläubigerbeteiligung kommen, so der Wirt-
schaftsprofessor. Die EZB müsse die Zügel 
wieder rechtzeitig anziehen. „Die jetzt an-
gestrebten Reformen des Euro-Plus-Paktes 
gehen in die richtige Richtung“, so Prof. Fir-
lus, der davon ausgeht, dass die Eurokrise als 
möglichen positiven Effekt ein geschärftes 
Bewusstsein für solide Haushaltsführung 
und eine stärkere Beachtung ordnungspo-
litischer Aspekte zur Folge haben könnte. Er 
warnte aber vor zu großem Optimismus. 

 Landesvorsitzender Dr. Hanno Thewes 
bezeichnete die aktuellen Maßnahmen auf 
europäischer Ebene als weitere Schritte hin 
zu einer europäischen Wirtschaftsregierung, 
die politisch dringend erforderlich sei.

Saarland

Abel löst Zimper ab
 Die Mitglieder der Europa-Union Saarpfalz 
wählten in ihrer Jahreshauptversammlung 
in Homburg einen neuen Vorstand. Diesem 
gehören an: Vorsitzender Michael Abel, stellv. 
Vorsitzende Brigitta Faralisch, Schriftführer 
Jens Motsch, Schatzmeister Wolfgang Wildt 
und die Beisitzer Waltraud Lindemann, 
Jürgen Zimper und Helmut Hofmann, der 
gleichzeitig für die Medien zuständig ist. 
In den Landesausschuss der Europa-Union 
Saar wurden berufen: Michael Abel, Brigitta 
Faralisch und Helmut Hofmann. Der bis-
herige Vorsitzende Jürgen Zimper, der sein 
Amt auf eigenen Wunsch abgab, gehört 
weiterhin dem EUD-Landesvorstand Saar 
als stellv. Vorsitzender an. Landesvorsitzen-
der Thewes dankte ihm, dass er seit Jahren 
die Doppelbelastung beider Ämter auf sich 
genommen und im Saar-Pfalz-Kreis für die 
EUD Saar Akzente gesetzt hatte. Der neue 
Vorsitzende Michael Abel stellte ein kurzes 
Arbeitsprogramm vor. Das Marketing und 
die Präsentation in den Schulen sollen ver-
stärkt und die Synergieeffekte mit dem eu-

ropäischen Kulturpark Reinheim-Bliesbrück 
besser genutzt werden.

Party zur Eurovision
 Mit einer echten Maibowle begrüßten die 
Spitzen der JEF Saarland und der Europa-
Union Saarbrücken die zahlreichen Besu-
cherinnen und Besucher der zweiten Euro-
vision-Song-Contest-Party im Kulturbistro 
„Malzeit“. Auf einer Großleinwand wurde die 
Veranstaltung übertragen, die Stimmung war 
hervorragend. Beim Gewinnspiel tippte üb-
rigens unter den zahlreichen Gästen nur ein 
einziger das Siegerland Aserbaidschan und 
verdiente sich somit den ausgelobten Preis, 
eine Fahrt nach Paris. Auch im kommenden 
Jahr will die Europa-Union Saarbrücken wie-
der eine solche Party organisieren, erklärte 
eine begeisterte Bezirksvorsitzende, Tina 
Schöpfer, nach dem Event. Die JEF-Doppel-
spitze, Christine Jung und Roman Pfeiffer, 
wird ebenfalls wieder dabei sein. Hier scheint 
sich eine gute Tradition zu entwickeln.

Verantwortlich: Dr. Hanno Thewes

(v. l. n. r.) Jens Motsch, Wolfgang Wildt, Brigitta Faralisch, Helmut Hofmann, Michael Abel, Jürgen Zimper, 
Waltraud Lindemann     Bilder: EUD Saar

Wirtschaftsprofessor Leonhard Firlus begeisterte 
die Zuhörer. 

Freiwillig  
  Etwas 
bewegen!

Europäisches Jahr der  

 Freiwilligentätigkeit



 Die Europa-Union Schleswig-Holstein 
ließ sich von den widrigen Rahmenbedin-
gungen nicht abschrecken und vermittelte 
auf über 40 eigenen Veranstaltungen viel 
Wissen und Begeisterung für Europa. Hoher 
Bedarf bestand auch an den Informations-
materialien des Europe Direct Informations-
zentrums. „Auch bei schwierigen internatio-
nalen Entwicklungen: die Beteiligung, die wir 
erfahren haben, unterstützt die Bedeutung 
unserer Europa-Arbeit“, so Manfred Ritzek, 
der Vorsitzende der Europa-Union Nor-
derstedt. Die vielen interessanten und auch 
kritischen Gespräche zeigten einmal mehr, 
wie lebendig der europäische Gedanke im 
Bundesland zwischen den Meeren ist.

Frauenpower in der 
Geschäftsstelle
 Henrike Menze ist seit März Landesge-
schäftsführerin der Europa Union Schleswig-
Holstein. Die 26-Jährige bringt viel Begeiste-
rung für europäische Themen mit: Sie war zu-
vor in Berlin beim europäischen Nachrichten-
portal EurActiv.de tätig und arbeitete neben 
ihrem Studium als europapolitische Referentin 
an Schulen. Beim Landesverband trat die Di-
plom-Sozialwirtin die Nachfolge von Carsten 
Massau an, der als Geschäftsführer zur Konfe-
renz deutscher Inseln und Halligen wechselte.

Verantwortlich: Henrike Menze
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Elf Tage  
im Zeichen Europas
 Vom 5. bis 16. Mai flatterte die blaue Fah-
ne mit den zwölf goldenen Sternen in ganz 
Schleswig-Holstein. Tausende Bürger nutz-
ten die Gelegenheit, sich auf mehr als 120 
Veranstaltungen im Rahmen der Europawo-
che über Europa zu informieren. So auch in 
Glinde: Dort gab es eine Informationsver-
anstaltung unter dem Motto „Bürger dis-
kutieren mit Politikern“. Zusammen mit den 
Ortsverbänden Schwarzenbek und Aumühle /
Wohltorf hatte der OV Glinde einen Informa-
tionspavillon in der Marktpassage aufgebaut. 
Die Landtagsabgeordneten Martin Habersaat 
und Mark-Oliver Potzahr stellten sich den 
Fragen der interessierten Passanten.

 Zur besten Einkaufszeit und bei sonni-
gem Wetter strömten viele Menschen durch 
die Passage zum nahen Wochenmarkt. Be-
sonders die Informationen für Jugendliche 
und Kinder fanden reichlich Absatz. Natür-
lich gab es für die Kinder auch Süßigkeiten 
und Luftballons. Und auch die Erwachse-
nen kamen nicht zu kurz: Für sie schenkte 
die Europa-Union blauen Europa-Cocktail 
mit goldenen Sternen aus. Zum Europatag 

war vor dem Rathaus eine Informationsta-
fel ausgestellt, auf der die ausländischen 
Mitbürgerinnen und -bürger aus den Län-
dern der EU, die in Glinde wohnen, zu sehen 
waren.

 Den Menschen die Europäische Union 
näher zu bringen, ist derzeit alles andere 
als leicht: Mit der gemeinsamen Währung 
steckt das Symbol für die europäische Eini-
gung in der Krise und auch im Nahen Osten 
scheint das Motto eher weniger als mehr 
Europa zu sein. Gleichzeitig wird an der 
deutsch-dänischen Grenze wieder kontrol-
liert: Ist das Schengenabkommen in Gefahr? 
Dagegen verwahrt sich die Europa-Union 
auf das Entschiedenste. Für Uwe Döring, 
den ehemaligen Europaminister und Vorsit-
zenden des Landesverbandes, ist die Rück-
kehr der Schlagbäume „ein Schlag gegen 
das europäische Zusammengehörigkeits-
gefühl“. Reisen ohne Grenzen sei „eine der 
großen Errungenschaften Europas, die auch 
der normale Bürger spüren kann“. 

Martina Carstens (l.), Sekretariat/Buchhaltung, und 
Geschäftsführerin Henrike Menze (r.) 

Bild: EUD Schleswig-Holstein

Schleswig-Holstein

Informationsstand während der Europawoche in Glinde Bild: Gerd Mucha/EUD Schleswig-Holstein
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Eine tragfähige Vision 
von Europa im  
21. Jahrhundert
Landesseminar in Greifswald

 Auch in diesem Jahr war das Landessemi-
nar eine interessante und anregende Veran-
staltung, die in einer guten Atmosphäre im 
Best Western Hotel in Greifswald stattfand. 
„Für eine tragfähige Vision von Europa im  
21. Jahrhundert“: Der Leitgedanke der Veran-
staltung, die Landesvorsitzender Jürgen Lip-
pold eröffnete, bestimmte die Vorträge und 

Debatten. In seinem Grußwort lobte Jörg 
Hochheim, Erster Stellvertreter des Ober-
bürgermeisters von Greifswald, die Arbeit 
der Europa-Union. Die Bedeutung des Mitei-
nanders auch im regionalen Europa betonte  
Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann, ehemalige Vi-
zepräsidentin des Europäischen Parlaments, 
EUD-Präsidiumsmitglied und Landesvorsit-
zende in Berlin. Sie stellte die Europäische 
Bürgerinitiative, von der ab 1. April 2012 
Gebrauch gemacht werden kann, als eine 
bedeutende Chance für die Bürgerinnen 
und Bürger dar, aktiv in und an Europa mit-
zuwirken. Konkret und überzeugend war 
auch EUD-Ehrenpräsident Elmar Brok MdEP, 
der sich in seinem Vortrag mit der gegen-
wärtigen Lage in „Europa, der EU, dem Euro 
und den Problemen und Chancen der Zeit“ 
auseinandersetzte. Uwe Döhring, Europa-
minister a. D. und EUD-Landesvorsitzender 
in Schleswig-Holstein, unterstrich, dass nur 
ein starkes Europa in der Lage ist, vereint 
zu handeln. Besonderes Augenmerk legte 

Mecklenburg-Vorpommern

Döring in seinen Ausführungen auf eine ge-
meinsame Außen-, Wirtschafts- und auch 
Sozialpolitik. 

 Detlef Müller, Vorsitzender des Europa- 
und Rechtsausschusses des Landtages und 
europapolitischer Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion, und Georg Strätker, Mitarbei-
ter der Landtagsverwaltung, erörterten die 
Frage „Wofür steht der europäische Traum?“ 
mit Blick auf die europäischen Entwicklung 
in Mecklenburg-Vorpommern. Sie zeigten 
anschaulich auf, dass Europa auch vor Ort 
in Mecklenburg-Vorpommern sehr real ist.
 Ein besonders interessanter und beein-
druckender Programmpunkt des Landes-

seminars war der Be-
such im Max-Planck-
Institut für Plasma-
physik Greifswald. Als 
kompetente Experten 
informierten die In-
s t i t u t smi t a r b e i t e r  
Dr. Dirk Hartmann 
und Dr. Hans-Stephan 
Bosch über kompli-
zierte Studien und Vor-
haben im Rahmen des 
Fusionsexperimentes 
„Wendelstein 7-X“, das 

auch durch Mittel der Europäischen Union 
gefördert wird. Gerade im Zusammenhang 
mit den energiepolitischen Diskussionen 
der Gegenwart wurden hier höchst über-
zeugend die Forschungsaufgaben für die 
Energie der Zukunft demonstriert.

Rostock

20. Gründungsjubiläum
 Höhepunkt der Veranstaltungen an-
lässlich des 20. Jahrestages der Grün-
dung des Kreisverbandes war die Er-
öffnung der Plakatausstellung über die 
Vereinsarbeit und zur Würdigung der 
50-jährigen Städtepartnerschaft mit 
dem französischen Dünkirchen. Arbei-
ten von Schülerinnen und Schülern des 
Innerstädtischen Gymnasiums Rostock 
zum 57. Europäischen Wettbewerb ver-
vollständigten das Bild über unser Mit-
wirken am Europa der Bürger. 

 Die Ausstellung entstand unter der Feder-
führung der Europa-Union. Dank gilt dem 
Kreisvorsitzenden Reinhold Griese, der alle Fä-
den bravourös in der Hand hielt und sich dabei 
vieler weiterer Partner erfreute, die ihre ganz 
spezielle Beziehung zur Partnerstadt Dün-
kirchen gestaltet haben. Dazu gehörten der 
Deutsch-Französische-Club, das Institut Fran-
co-Allemand de Rostock, das Innerstädtische 
Gymnasium Rostock, die Grundschule „Juri 
Gagarin“, die Vereine Jahresringe Rostock und 
Behinderte Alternative Freizeit (baf), M.A.U. 
Club und Michaelshof, das Institut Neue Me-
dien, der Rostocker Kulturverein „Die Beginen“  
sowie der Shantychor „De Klaashahns“. 

 Die zahlreichen Gäste sparten nicht mit 
Lob für die gelungene Präsentation. Unser 
besonderer Dank gilt Oberbürgermeister Ro-

land Methling, der die Schirmherrschaft über 
die Ausstellung übernommen hatte und zur 
Eröffnung die Arbeit der Europa-Union und 
der Städtepartner anschaulich würdigte. 

Karin Pingel

Verantwortlich: Claudia Weigel

Ausstellungseröffnung mit: (v. l. n. r.) Dr. Karl Georg 
Prehn, stellv. EUD-Kreisvorsitzender, OB Roland 
Methling, Jean-Claude Decodts, Vizepräsident der 
Association Dünkirchen-Rostock-Krefeldt, Reinhold 
Griese, EUD-Kreisvorsitzender

(v. l. n. r.) Elmar Brok MdEP, Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann, Jürgen Lippold
Bilder: EUD Mecklenburg-Vorpommern
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Mehr tun für europabezogene 
Bildungsarbeit

 Von zentraler Bedeutung in der Stellung-
nahme des Landesverbands ist die europa-
bezogene Bildungsarbeit zur „Stärkung des 
Europabewusstseins in der Bevölkerung“, wie 
auch von der Landesregierung gefordert. Da-
rin müssen alle Einrichtungen, vom Elementar-
bereich bis zum Quartären Sektor, einbezogen 
werden. Besonderes Augenmerk habe der 
Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften aller 
Schulformen und Einrichtungen der Erwach-
senen- und Weiterbildung und der Erarbeitung 
didaktischer Konzepte und Arbeitsmaterialien 
zu gelten. An Hochschulen Niedersachsens 
seien entsprechende Qualifizierungszentren 
zu schaffen, die sich in Forschung und Lehre 
mit den europäischen Einigungsprozessen und 
europapolitischer Bildung befassen. Seit Jah-
ren kritisiert der Landesverband die Auflösung 
der Landeszentrale für politische Bildung. Ge-
rade demokratische Systeme bedürfen einer 
intensiven politischen und das europäische Ei-
nigungsprojekt der europapolitischen Bildung.

 Zu allen Themenfeldern seiner Stellungnah-
me erklärt der Landesvorstand seine Bereit-
schaft, in Kooperation mit anderen Instituti-
onen und Organisationen dazu beizutragen, 
Informationen und Kenntnisse über die Eini-
gungsprozesse in Europa, deren Chancen und 
Risiken zu vermitteln und das europäische 
Bewusstsein in der Bevölkerung zu fördern. 
Auch Niedersachsen braucht mehr Europa!

Verantwortlich: Adolf Schröder

Europapolitik der 
Landesregierung  
auf dem Prüfstand
Stellungnahme des Landes-
vorstands

 Wichtige Entscheidungen standen auf 
dem Programm der Klausurtagung, zu 
der die Mitglieder des Landesvorstands in 
diesem Frühjahr in der „Freudenburg“, der 
Europäischen Tagungsstätte in Bassum, zu-
sammengekommen waren. Zwei Beschlüs-
se standen im Zentrum der Beratung: ein 
Abkommen zwischen EUD-Landesverband 
und der JEF Niedersachsen über Zusam-
menarbeit und finanzielle Regelungen und 
eine Stellungnahme zum Europapolitischen 
Konzept der Landesregierung. 

Europaministerium gefordert

 Der Landesvorstand wertet das europa-
politische Konzept der Landesregierung als 
eine Bestandsaufnahme, in der Bedeutung 
und Relevanz der europäischen Politiken 
auch für nahezu alle Bereiche der Landes-
politik deutlich werden. Trotz dieses doku-
mentierten Einflusses von EU-Politiken auf 
die Landespolitik wird aber in Niedersach-
sen seit Jahren auf ein Ministerium für Eu-
ropaangelegenheiten verzichtet. Bereits auf 
der EUD-Landesversammlung 2007 in Göt-
tingen war die Reorganisation dieses Minis-
teriums gefordert worden, das Abstimmung 
und Koordinierung europapolitisch be-
stimmter Politikvollzüge zu gewährleisten 
und für eine landesspezifische europapoli-
tische Öffentlichkeitsarbeit verantwortlich 
zu sein hat. Für den Landesverband wäre es 
wichtiger Ansprech- und Kooperationspart-
ner für europapolitische Projekte.

EUD-Parlamentarierguppe  
im Blick

 Eine ähnliche institutionelle Marginali-
sierung erfährt die Europapolitik in der Zu-
ordnung zum Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten und Medien, wo 
unbestritten Themen der Bundes- und Me-

dienpolitik im Vordergrund stehen. Da es 
immer wieder schwierig ist, unter den Land-
tagsabgeordneten Ansprechpartner für eu-
ropapolitische Angelegenheiten zu finden, 
hat der Landesvorstand vorgeschlagen, 
aus den Mitgliedern des Niedersächsischen 
Landtags, die Mitglied in der Europa-Union 
Deutschland sind, eine interfraktionelle 
Parlamentariergruppe zu bilden. Die erfreu-
liche Resonanz aus den Landtagsfraktionen 
stimmt zuversichtlich., dass es zu einer Zu-
sammenkunft kommt, auf der die Kritik-
punkte aus der Stellungnahme zur Diskus-
sion gestellt werden können. 

Europäische Bewegung  
wiederbeleben

 Wie dringend erforderlich eine solche 
Diskussion ist, zeigt u. a. auch die Situati-
on im Niedersächsischen Rat der Europä-
ischen Bewegung (NIREB), von dem seit 
Jahren keine Impulse ausgehen. Das hat 
zur Folge, dass Niedersachsen auch in der 
Europäischen Bewegung Deutschland nicht 
präsent ist. Trotz mehrfacher Bemühungen 
ist es dem Landesvorstand, dessen Vorsit-
zender zugleich stellvertretender Vorsit-
zender des NIREB ist, nicht gelungen, dieses 
nützliche Gremium wieder zu beleben und 
zu reformieren. Dabei würde der Landes-
vorstand gerne dem Beispiel aus anderen 
Bundesländern folgen und der Landesre-
gierung eine gemeinsame Geschäftsstelle 
von EUD-Landesverband und NIREB anbie-
ten, um die Zusammenarbeit mit anderen 
Institutionen und Organisationen im Lande 
pflegen zu können.

Niedersachsen

Landesvorstand in Klausur: schöpferische Pause in der „Freudenburg“  Bild: Gerhard Thiel
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Wettbewerb stabilisiert
 2 749 qualitativ meist gute bildneri-
sche und schriftliche Arbeiten aus dem 
58. Europäischen Wettbewerb lagen der 
Landesjury zur Bewertung vor, die da-
raus 393 Landespreisträger ermittelte. 
Mit insgesamt 7884 Einzel- und Grup-
penarbeiten und 8617 Schülerinnen und 
Schülern stabilisierte sich der Wettbe-
werb im neuen Format knapp unter dem 
Vorjahresergebnis. Im Hinblick auf die 
jetzt besonders zu beachtende europä-
ische Dimension jeder Arbeit bezeichnen 
Bildungsministerium und Landesverband 
das Ergebnis übereinstimmend als gute 
Basis für die weitere Arbeit. Erfreulich 
ist, dass polnische Schüler und Schüle-
rinnen rund 20 Prozent der Arbeiten ge-
fertigt haben.

Thementrennung  
wieder einführen

 Die Landesjury begrüßt in Überein-
stimmung mit dem Bildungsministerium 
die vom Lenkungsausschuss vorgenom-
menen Änderungen der Kriterien wie 
die Begrenzung der Teilnehmerzahl bei 

Rheinland-Pfalz Gruppenarbeiten und den Verzicht auf 
schriftliche Erläuterung bildnerischer 
Grundschularbeiten. Nachdrücklich ge- 
fordert wird die deutliche Trennung 
der Themen für den bildnerischen und 
schriftlichen Bereich. Zustimmung fin-
det der Probelauf auf länderübergreifen-
der Ebene für gute Arbeiten von Schü-
lern und Schülerinnen ausländischer 
Schulen, die am deutschen Wettbewerb 
teilnehmen. Der Probelauf sollte aus eu-
ropäischen Gründen zu einer dauerhaf-
ten Entwicklung führen! 

Bad Bergzabern /
Südliche Weinstraße

Wege aus der  
Schuldenkrise
 Beim diesjährigen Empfang lud der 
Kreisverband zur Diskussion über die 
Folgen der anhaltenden Finanz- und 
Wirtschaftskrise ein. Der Bundestagsab-
geordnete Dr. Thomas Gebhart warnte 
vor den Gefahren an den Finanzmärkten 
und plädierte für eine Konsolidierung der 
Haushalte der Mitgliedstaaten. Die er-
folgreiche Überwindung der Wirtschafts-
krise wäre ohne einen stabilen Euro 

nicht möglich gewesen. Gerade für die 
Südpfalz habe sich der Integrationspro-
zess als Glücksfall erwiesen. Im Hinblick 
auf die dramatische Verschuldung der 
Haushalte der meisten Mitgliedstaaten 
stellte der Vorsitzende Marc Steinbre-
cher fest, dass vermutlich noch weitere 
Länder den Euro-Rettungsschirm nutzen 
werden. Beachtet werden müsse, dass 
die Finanzhilfen an möglichst harte Be-
dingungen geknüpft werden, um für die 
verschuldeten Länder keine Anreize zu 
schaffen, sondern deren Bereitschaft zur 
sparsamen Haushaltsführung zu fördern. 
Es sei notwendig, sich vermehrt der ei-
gentlichen Bedeutung der europäischen 
Währung zu besinnen. Steinbrecher er-
innerte an die Aussage des luxemburgi-
schen Ministerpräsidenten Jean-Claude 
Juncker: „Ein Monat Krieg ist teurer als 
ein Jahr Europäische Union.“

Altenkirchen

Baustelle „Euro“
 Gemeinsam mit dem Forum Pro AK 
hatte der Kreisvorsitzende, Dr. Markus 
Schulte, Prof. Michael Stürmer zu einer 
gemeinsamen Veranstaltung nach Alten-
kirchen eingeladen. Ein zentrales Thema 
wurde die derzeitige Schuldenkrise in der 
Währungsunion. Der Referent bekannte 
sich einerseits zu einer skeptischen Hal-
tung hinsichtlich der Zukunftschancen 
des Euro. „Wenn über eine Währung so 
viel Schlechtes geschrieben wird wie zur 
Zeit über den Euro, dann ist das kein gu-
tes Zeichen“, betonte er. Der Euro könne 
nur zum Erfolg werden, wenn die Bür-
gerinnen und Bürger Vertrauen in ihn 
hätten. Die Maastricht-Kriterien wären 
richtig, aber unzureichend und könnten 
langfristig die Währungspolitik nicht 
regulieren. Ein Auseinanderbrechen der 
Euro-Zone würde von dramatischen 
Verwerfungen begleitet sein und müs-
se unter allen Umständen vermieden 
werden. Das könne bedeuten, dass die 
Währungsunion sich zur Transferunion 
entwickelt, was Deutschland immer ab-
gelehnt habe. 

Verantwortlich: Anna M. Schneider
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Die Teiljury „Gestalterische Arbeiten“ prüft Spiele und Bilder. Mit dabei ist Dr. Klaus Sundermann (3. v. l.) 
vom rheinland-pfälzischen Bildungsministerium.  Bild: Marc Golon
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Ins Reich der Minoer
 Ziel der zweiten Studienfahrt des Landes-
verbandes in 2011 war das östliche Kreta, das 
„Reich der Minoer“. Als erste europäische Zi-
vilisation entstand auf Kreta bereits vor 4 500 
Jahren das Minoische Reich. Das Programm 
war vielfältig. Nicht nur archäologische 
Kultstätten wurde besucht, sondern es wur-
den auch eine Reihe interessanter Vorträge 
geboten. Ein Höhepunkt war sicherlich der 
Empfang durch den Oberbürgermeister der 
Stadt Heraklion. Der Vorsitzende des Stadt-
rates begrüßte die 45 Studienreisenden mit 
einem Vortrag über die bestehende Bindung 
der Region Kreta zur Europäischen Union.

Monheim

Slowakei
 In Kooperation mit der Stadt Monheim 
präsentiert der Stadtverband im Ratssaal 
des Rathauses jedes Jahr ein Mitgliedsland 
der Europäischen Union. Im Rahmen der 
Europawoche 2011 war die Slowakei an der 
Reihe. Vorsitzender Manfred Klein stellte den 
Besuchern ein buntes Programm vor. Bei der 
Eröffnung der Slowakischen Woche hielten 
Europastaatssekretär Jan Marc Eumann, Bür-
germeister Daniel Zimmermann und der Ho-
norarkonsul der Slowakischen Republik, Ivan 
Kovar, Grußansprachen. Nach der Eintragung 
in das Goldene Buch der Stadt begeisterten 
Tereza Bodnarova und Peter Bodnar mit ih-
rem musikalischen Rahmenprogramm.

Gütersloh

Theophanu
 Es wurde ein spannender Abend über das 
Leben und Wirken der mächtigsten Frau des 
Abendlandes. Obwohl nicht alle gleich stark an 
Geschichte interessiert sind, zog Thomas Oster-
mann (Politiker und Geschichtslehrer) die Teilneh-
menden durch seine anschaulichen und detail-
genauen Darstellungen über Kaiserin Theophanu 
in seinen Bann. Und so fühlten sich die Mitglie-
der und Gäste der Deutsch-Griechischen Gesell-
schaft und der Europa Union zurückversetzt in 
eine Zeit, die so fern liegt, aber trotzdem in ihren 
Auswirkungen bis heute noch spürbar ist. Hat 

doch der Mythos von der blutjungen Prinzessin 
Theophanu die Jahrhunderte überdauert.

Herne 

Eurovision-Party
 Einen spannenden und unterhaltsamen 
Abend erlebten die Mitglieder und Gäste des 
Kreisverbandes anlässlich einer Party zum 
Eurovision-Song-Contest, der zeitgleich in 
Düsseldorf stattfand. In Kooperation mit 
dem Jugendzentrum Pluto wurden auf der 
Bühne u. a. kulturelle Tänze von Schülern 
des Zentrums gezeigt. Mit dieser innovati-
ven Veranstaltung konnte die Europa-Union 
ihren Bekanntheitsgrad deutlich steigern. 
Ideengeberin und „Macherin“ der Veranstal-
tung, Kirsten Eink, Geschäftsführerin der Eu-
ropa-Union in Herne, zog eine positive Bilanz. 
Dieses „Public Viewing“ begeistere nicht nur 
Jugendliche, sondern auch viele Erwachsene.

Geilenkirchen

Dänemark
 Der Kreisverband präsentiert in diesem 
Jahr bei vielen Veranstaltungen den nördli-
chen Nachbarn Deutschlands. Besonders po-
sitiv ist dabei das Miteinander mit den und die 
Unterstützung der dänischen Soldaten, die in 
Geilenkirchen beim AWACS E 3 A - Verband 
stationiert sind. Eine Studienreise ins Land 

Nordrhein-Westfalen

der Dänen als Höhepunkt der Präsentation 
ist im Laufe des Jahres für alle interessierten 
Bürger in und um Geilenkirchen vorgesehen.

Märkischer Kreis

Europa in der Schule
 Sechs Schulen aus dem Raum Märkischer 
Kreis nahmen an der Veranstaltung am 9. Mai 
in der Hauptschule am Gelben Morgen in 
Menden teil. Kreisvorsitzender Dr. Düllmann 
begrüßte die vielen Teilnehmer. Nach der Vor-
stellung der Schulen hielt Europaabgeordneter  
Dr. Peter Liese einen Vortrag zum Thema „Euro-
pa ist unsere Zukunft“ und stand den Schülern 
mit ihren zahlreichen Fragen Rede und Antwort. 

Hinweis
 Im Rahmen der Europa-Woche 2011 ha-
ben viele Kreis-, Stadt- und Ortsverbände der 
Europa-Union in Nordrhein-Westfalen mit 
vielfältigen Aktivitäten diese Aktionswoche 
bereichert. Leider kann hier nicht über alle 
berichtet werden, aber auf der Homepage 
des Landesverbandes finden sich Berichte 
und Bilder zu allen Ereignissen rund um die 
Europa-Union: www.europa-union.net/ 
Veranstaltungen

Verantwortlich: Dr. Pantaleon Giakoumis
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Im Rathaus der Stadt Heraklion: Der Stadtratsvorsitzende begrüßt die Gruppe der Europa-Union mit  
Dr. Hans Georg Meyer (2. v. r.) und Dr. Pantaleon Giakoumis (1. v. r.). Bild: EUD Nordrhein-Westfalen 
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Bremen

Die Vielfalt Europas 
in Bremen
 Das Motto der diesjährigen Europawo-
che lautete „Sprache, Verständigung und 
Identität in Europa“ – und das vom Euro-
paPunktBremen organisierte Programm war 
so vielfältig, wie es das Motto versprach. Bei 
über 50 durchgeführten Veranstaltungen in 
Bremen und Bremerhaven – Ausstellungen, 
Lesungen, Diskussionsveranstaltungen und 
wissenschaftliche Symposien – war für alle 
Interessierten etwas dabei. Im Rahmen des 
Sprachenfests, welches vom Sprachen-
rat und der EU-Abteilung des Senators für 
Umwelt, Bau, Verkehr und Europa organi-
siert wurde, präsentierten sich 31 Vereine, 
Initiativen, Schulen und Behörden mit In-
formationsständen, Workshops und einem 
abwechslungsreichen Bühnenprogramm.

 Hier gab es auch die Möglichkeit, sich über 
die Arbeit der Europa-Union in Bremen zu in-
formieren und mit uns ins Gespräch zu kom-
men. Viele Bürgerinnen und Bürger nutzten 
die Gelegenheit, nachdem die Europa-Union 
gemeinsam mit der bremischen Europaab-
geordneten Dr. Helga Trüpel eine Fahrrad-
tour zum Motto „Wo ist Europa? Hier! Eine 
Fahrradtour zu EU-Förderstätten in Bremen“ 
organisiert hatte. Bei strahlendem Sonnen-
schein fuhren die Radlerinnen und Radler 
acht Stationen in Bremen an, wo mit europäi-
scher Unterstützung bremische Wahrzeichen 

und Initiativen erhal-
ten oder ausgebaut 
werden konnten.
 
 Parallel zur Eu-
ropawoche intensi-
vierte sich in Bremen 
auch der Wahlkampf, 
da alle Bürger auf-
gerufen waren, die 
Bremische Bürger-
schaft neu zu wählen. 
Die Europa-Union lud 
deshalb zur Podiums-
diskussion „Bürger-
schaftswahl ist auch 
Europawahl! Wir be-
fragen Parteien zur 

künftigen Europapolitik Bremens“ ein. Reprä-
sentanten aller in der Bremischen Bürgerschaft 
vertretenen Parteien stellten sich den Fragen 
der Besucherinnen und Besucher zu den euro-
papolitischen Perspektiven für Bremen. Dabei 
standen Fragen nach der Gesamtentwicklung 
des EU-Haushalts und inwieweit Bremen in 
der nächsten Förderperiode noch berücksich-
tigt werden könne im Zentrum der Diskussion. 
Unter dem Eindruck der aktuellen Ereignisse 

– Finanzkrise, Flüchtlingsproblematik und Neu-
Errichtung von Schlagbäumen – wurden aber 
auch grundlegende Gedanken zur Neuausrich-

Aus den
Landesverbänden

tung und Demokratisierung der Europäischen 
Union vom Publikum erwartet. Hier überboten 
sich die politischen Vertreterinnen und Ver-
treter mit Vorschlägen, Ideen und Wünschen. 
Inwieweit sie Eingang in europapolitische Ent-
scheidungsprozesse finden können, werden 
die Bremerinnen und Bremer in den nächsten 
Jahren intensiv beobachten können.

Verantwortlich: Dr. Henrike Müller

(v. l. n. r.) Jana Büchler, Dr. Helga Trüpel, Dr. Henrike Müller, Dr. Robert 
Hodonyi   Bild: EUD Bremen

EUD-Landesvorsitzender Dr. Hermann Kuhn MdBB 
Bild: EUD Bremen

Bild: EUD Bremen

Freiwillig  
  Etwas 
bewegen!

Europäisches Jahr der  

 Freiwilligentätigkeit

Freiwillig  
  Etwas 
bewegen!

Europäisches Jahr der  

 Freiwilligentätigkeit
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Oberkirch

Oettinger zu Gast
 Alljährlich beteiligt sich die Stadt Oberkirch 
gemeinsam mit der Europa-Union an der Eu-
ropawoche. Diesmal war mit der Wirtschafts-
region Offenburg / Ortenau ein weiterer Partner 
an Bord. Erstmals sprach zu den Europainter-
essierten mit Günther Oettinger ein Mitglied 
der Europäischen Kommission. In seinem fast 
einstündigen Referat erläuterte Oettinger, 
warum nur ein starkes Europa sich Gehör auf 
dem globalen Parkett verschaffen könne.

Stuttgart

Kulturaustausch
 Der Kreisverband befasste sich bei seiner 
gelungenen Jahresveranstaltung unter der 
Schirmherrschaft von Oberbürgermeister 
Schuster im Stuttgarter Rathaus mit dem 
Thema „Kulturaustausch über den Bosporus“. 
Mustafa Türker Ari, türkischer Generalkonsul, 
und Susanne Laugwitz-Aulbach, Leiterin des 
Kulturamts der Stadt Stuttgart, sprachen 
Grußworte. Y. S. Kaan Kalkan, stellv. Vor-
sitzender des Deutsch-Türkischen Forums, 
zeigte in seiner unterhaltsamen Rede den 
Einfluss der europäischen Kultur auf die Tür-
kei auf. Beim bewährten und anspruchsvollen 
Europa-Quiz traten Schüler des BiL-Gymna-
siums aus Bad Cannstatt gegen Schüler des 
Paracelsus-Gymnasiums aus Hohenheim an.

Mannheim

Neuwahlen
 Im Rahmen einer gut besuchten Mit-
gliederversammlung wurde der langjährige 
Kreisvorsitzende Pantelis Nikitopoulos mit 
großer Zustimmung wiedergewählt. Neue 
stellv. Kreisvorsitzende ist Ingrid Staiger, die 
seit Jahren bereits im Kreisvorstand aktiv ist 
und den Europäischen Wettbewerb in Mann-
heim koordiniert. Einstimmig wiedergewählt 
wurde Geschäftsführer Heinz Lehmann. Als 
Beisitzer neu im Vorstand sind Petra Wüste, 
Christian Stalf und das aktive JEF-Mitglied 
Christopher Maier. Weiter wie bisher gehören 
Maria Baumann, Janeta Seifert und Stadtrat 
Dirk Grunert dem Kreisvorstand an.

Verantwortlich: Florian Ziegenbalg

rückgehender Chorsatz für das Europa-Lied 
„Lasst uns Grenzen überwinden“ wurde ge-
meinsam mit einem von ihm verfassten Ge-
dicht zu Europa dem EUD-Landesvorsitzen-
den und Vizepräsidenten des Europäischen 
Parlaments, Rainer Wieland, übergeben.

Donau und Rhein
 Auf Vorschlag des Kreisvorsitzenden 
Werner Henn trafen sich im IT + Media-
Center der Vorstand des Arbeitskreises 
Donaustrategie des Landesverbandes, der 
Kreisverband Baden-Baden / Rastatt und die 
Geschäftsführung der Firmengruppe rund 
um die IT + Media GmbH zu einer öffent-
lichen Veranstaltung mit dem Thema: „Wa-
rum wir grenzüberschreitende europäische 
Presseagenturen brauchen“.

Karlsruhe

Feiern und Fahren
 Das diesjährige Europafest fand erst-
mals in Durlach statt. Dem Kreisver-

band war wieder-
um gelungen, den 
Besuchern dank 
zahlreicher Part-
ner für Stände und 
Auftritte ein bun-
tes Programm zur 
Vielfalt Europas zu 
bieten. Daniel Cas-
pary MdEP dankte 
zur Eröffnung den 
Aktiven der Europa-
Union für unermüd-
liches Engagement 
für die europäische 
Idee. Dieser empfing 
auch im Rahmen der 
diesjährigen Jahres-
fahrt nach Brüssel 
eine Gruppe aus 
dem Kreisverband 

und stand für eine ausgiebige Diskussion 
zur Verfügung. Ralf Saller vom Protokoll-
referat des Rats der EU stellte Aufgaben 
und Entscheidungsprozesse im Minister-
rat vor. Stadtrundgänge in Brüssel und 
Löwen sowie der Besuch der Schlachtfel-
der und Erinnerungsstätten bei Waterloo 
führten in wichtige Phasen der belgischen 
und europäischen Geschichte.

Baden-Württemberg

Europäischer  
Wettbewerb
 Am 58. Europäischen Wettbewerb 
haben sich in Baden-Württemberg fast 
20  000 Schülerinnen und Schüler betei-
ligt. Neben der zentralen Preisverleihung 
für die Landespreise im Europa-Park Rust 
fanden im ganzen Land dank der Mithilfe 
der Europa-Union zahlreiche Preisver-
leihungen statt. So organisierte der KV 
Ortenau gemeinsam mit der Sparkasse 
Offenburg-Ortenau eine Preisverleihung 
und eine Ausstellung der prämierten 
Werke. In Heidelberg fand die Übergabe 
der Preise im Rathaus durch Bürgermeis-
ter Gerner und Kreisvorsitzenden Kutsch 
statt. Im Neckar-Odenwald-Kreis übergab 
Landrat Brötel gemeinsam mit Kreisvor-
sitzendem Neser die Preise in Obrigheim, 
daneben fanden in Hardheim und Adels-
heim Preisverleihungen statt. 

Europa-Union und JEF 
präsentierten sich im EP
 Der gemeinsame Stand von Europa-Union 
und JEF anlässlich des Tages der offenen Tür 
im Europäischen Parlament in Straßburg stieß 
bei den zahlreichen Besuchern auf gute Reso-
nanz. Ein auf Initiative von Klaus Huber zu-

Der 22. Treffpunkt Europa auf dem Heilbronner Kiliansplatz zog wieder 
zahlreiche Besucher an. Das SWR-Radioprogramm berichtete ausführlich über 
diese europäische Großveranstaltung. Bild: EUD Baden-Württemberg



Keine neuen Schlag-
bäume in Europa!
 Anlässlich der geplanten Wiedereinfüh-
rung von Grenzkontrollen in Europa zer-
sägten Aktive der Europa-Union Sachsen-
Anhalt symbolisch einen Schlagbaum auf 
dem Marktplatz in Halle an der Saale. Die 
Europa-Union als unabhängige Bürgerini-
tiative für ein friedliches, freiheitliches und 
föderales Europa demonstrierte damit für ein 

Europa mit offenen Grenzen und gegen neue 
Kontrollen im Schengen-Raum. Die geplante 
Wiedereinführung von regelmäßigen Grenz-
kontrollen wie in Dänemark sei sehr fragwür-
dig und ein Rückschlag für die Europäische 
Union, betonte Landesvorsitzender Steffen 
Schüller. Seit Juni 1985 stünde das Abkom-
men von Schengen zum Abbau der Perso-
nenkontrollen an den Binnengrenzen als Sy-
nonym für die Freizügigkeit der Bürger in Eu-
ropa. Die Abschaffung von Grenzkontrollen 
sei eine der wichtigsten Errungenschaften 
auf dem Weg zur Einheit Europas, ergänzte 
Victoria Schmid, Mitglied des UEF-Bundes-
komitees. Es sei äußerst bedenklich, dass die 

Freizügigkeit in Europa unter dem Vorwand 
der Ankunft von Flüchtlingen aus Nordafrika 
in der EU oder der Bekämpfung des Drogen-
handels infrage gestellt würde. Die Europa-
Union mahnt daher: Nationale politische 
Interessen und rechtspopulistische Parteien 
in Europa dürfen nicht die europäische Inte-
gration gefährden. Die Europa-Union fordert 
die EU-Kommission und die Regierungen der 
EU-Mitgliedstaaten zum Handeln auf: Keine 
neuen Schlagbäume in Europa!

Verantwortlich: Steffen Schüller
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Sachsen-Anhalt

Die Aktivisten der Europa-Union machten es vor …

… und die Jugend machte es nach: Wir wollen keine Grenzen! Bilder: EUD Sachsen-Anhalt
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